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Ausbildungsziel Küstenwachpirat
Das Drama vor Libyen – mit wem die EU gegen die Flüchtlinge im Mittelmeer gemeinsame Sache macht
An Land beraubt und gequält, auf
dem Meer gejagt und versenkt.
Zehntausende Flüchtlinge schaffen
den Weg nicht ins gelobte Europa.
Welche Rolle spielt die libysche Küs-
tenwache dabei?

Von René Heilig

Libyen ist eines der wichtigsten Tran-
sitländer für Flüchtlinge auf demWeg
nach Europa. Nach Angriffen westli-
cher Staaten auf das souveräne Land,
die 2011 mit dem Sturz des damali-
gen Machthabers Muammar al-Gad-
dafi endeten, versank Libyen in Cha-
os und Anarchie. Es gibt keine funk-
tionierende Zentralregierung, Mili-
zen haben die regional aufgesplitter-
te Gewalt. Menschen aus Westafrika,
aus Gambia, Nigeria, Senegal, aus
Eritrea oder Bangladesch sehen das
Land als Ausgangspunkt für ihre
Flucht nach Europa.
Seit Jahresbeginn gelangten rund

24 000 Menschen über das Mittel-
meer nach Italien. Doch die Über-
fahrt ist teuer. Die Flüchtlinge sind in
ein brutales Ausbeutungssystem ge-
presst. Berichtet wird von Sklaven-
märkten. Migranten werden in Liby-
en als Arbeitskräfte verkauft, Frauen
als Sexsklavinnen benutzt. Viele
kommen direkt aus Gefängnissen auf
den Markt. Nach Schätzungen von
Menschenrechtsorganisationen sind
20 000 Migranten inhaftiert. Doch
auchwer es geschafft hat auf eines der
Schmugglerboote, ist dem System
noch nicht entkommen.
Bestandteil der Gewalt auf See ist

die libyscheKüstenwache.Was das ist,
weiß niemand so genau, doch die
Truppe wird direkt von der Europäi-
schen Union unterstützt. Es gibt eine
enge Zusammenarbeit im sogenann-
ten grenzpolizeilichen Bereich. Dazu
gehört die Ausbildung von libyschen
Küstenwächtern. Ein erstes soge-
nanntes Ausbildungspaket »umfasste
eine rund 14 Wochen dauernde see-

gestützte Ausbildung, die Ende Ok-
tober 2016 begonnen und Mitte Feb-
ruar 2017 abgeschlossen wurde«, er-
klärte das Auslandsführungskom-
mando der Bundeswehr auf nd-Nach-
frage. Dabei habe man »86 Angehö-
rige der Libyschen Küstenwache und
Marine in seemännischen Grundla-
gen, Navigation, Such- und Rettungs-
dienst, humanitärem Völkerrecht und
internationalem Recht ausgebildet«.
Die Bundeswehr weiß das deshalb so
detailliert, weil sie ein fünfköpfiges
Team abgestellt hatte, das auf dem
niederländischen Docklandungsschiff
»Rotterdam« bei der Ausbildung der
Libyer half. Ein zweites sogenanntes
Ausbildungspaket begann Ende Ja-
nuar in Griechenland und auf Malta.

Daran nehmen 41 libysche Marine-
leute teil.
Was das für Leute sind, ist selbst den

Ausbildern nicht so ganz klar. Die Bun-
deswehr reagiert blauäugig auf die
Frage. Die Auswahl der Kursteilneh-
mer sei Sache der libyschen Partner.
Vertreter der Militäroperation EU-
NAVFOR MED »Sophia« und der liby-
schen Küstenwache hätten dafür »Kri-
terien undModalitäten« festgelegt und
Interpol entwickelte ein »mehrstufiges
Überprüfungsverfahren«. Und über-
haupt sei durch die Auswahl der Aus-
bildungsinhalte sichergestellt, dass sie
sich von vornherein »nicht zu einem
Missbrauch eignen«.
Laut Vertrag müssen die Auszu-

bildenden bereits seit mindestens
zwei Jahren Angehörige der Küsten-
wache sein und sich für zwei weitere
Jahre verpflichten. Seit dem Sturz von
Gaddafi 2011 herrschen kriminelle
Milizen in Libyen. An Land gleichen
sie Räuberbanden, auf See Piraten-
haufen. Nichts anderes war und ist die
sogenannte Küstenwache. »Der Bun-
desregierung sind Vorfälle bekannt,
bei denen einzelne Angehörige von
Teilen der libyschen Küstenwache mit
Schleusernetzwerken zusammen ge-
arbeitet haben, indem sie zum Bei-
spiel das für die Schleusung zu nut-
zende Gebiet aufklärten, Migranten-
boote begleiteten und bereits genutz-
te Boote zur Wiederverwendung ge-
borgen haben«, hieß es Ende ver-
gangenen Jahres in einer Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfrage der
Linksfraktion. Die zitierte Passage al-
lerdings ist nicht öffentlich.
Es gab bereits mehrfach Berichte

über Angriffe libyscher Küstenwäch-
ter auf Flüchtlingsretter. Schiffe der
Organisation »Ärzte ohne Grenzen«

und von »Sea-Watch« wurden außer-
halb der libyschen Küstengewässer
beschossen. Die Bundesregierung be-
stätigt, dass es sich bei den Angrei-
fern, die vor einem Jahr ein »Sea
Watch«-Schiff geentert haben, um ei-
ne »uniformierte Besatzung eines
Festrumpfschlauchbootes« der Küs-
tenwache gehandelt hat. Im Septem-
ber 2016 waren zwei Helfer der Ret-
tungsmission »Sea-Eye« festgenom-
men worden. Im Oktober enterten
Uniformierte die »Iuvebta« der Or-
ganisation »Jugend rettet«. Auch ein
Schiff der Deutschen Marine hat
schon seine stärkere Bewaffnung zei-
gen müssen, um bedrohlich agieren-
de Küstenwächter abzuschrecken.
Dennoch will der Westen die li-

bysche Küstenwache stärken, denn

man erhofft sich, dass die die Flücht-
linge noch innerhalb der Küstenge-
wässer einfangen und an Land zu-
rücktreiben wird. Libyen soll an das
satellitengestützte Netzwerk »See-
pferdchen Mittelmeer« angeschlos-
sen werden und würde dadurch auch
in das Überwachungssystem EURO-
SUR integriert. Das bedeutet, die li-
byschen Behörden würden Lagebil-
der von den EU-Missionen EUNAV-
FOR MED (Militär) und Triton
(Grenzpolizei) erhalten.
Zur »Erstellung des Lagebildes und

zur Aufklärung« setzt man auch U-
Boote ein. »Der getauchte taktische
Einsatz ermöglicht die verdeckte Auf-
klärung.« Und verdeckt soll der Ein-
satz auch bleiben; die Bundesregie-
rung verweigert eine offene Auskunft

zum Thema. So wie zum Einsatz von
Drohnen, der von Italien aus erfolgt.
Ganz absurd wird es, wenn die Bun-
desregierung geheim hält, in welchen
EU-Mitgliedstaaten sich welche Schif-
fe der libyschen Polizei, Grenzpolizei
oder des Militärs zur Reparatur oder
Verwahrung befinden und wann die-
se herausgegeben werden.
Alle von den Frontex- oder So-

phia-Einheiten aufgebrachten Flücht-
lingsfahrzeuge werden nach Bergung
der Insassen versenkt. Damit die Boo-
te nicht herrenlos übers Meer trei-
ben, lautet die Erklärung. Dabei geht
es eher darum, dass sie nicht für eine
»Wiederverwendung« zur Verfügung
stehen. Doch trotz Zerstörung – die
Schleuser haben offenbar kein Prob-
lem mit Transportmitteln. Woher
kommen die? Einige Holzboote ent-
stehen sicher in Libyen. Der über-
wiegende Teil jedoch wird in Tune-
sien und Ägypten gebaut. Mit beiden
Ländern unterhält die Bundesregie-
rung beste Beziehungen und rüstet
Armee, Marine und Innenbehörden
zur Terrorabwehr hoch.
Und die Schlauchboote, mit denen

jeweils Hunderte arme Seelen aufs
Meer geschickt werden? Einige
»Schlauchboote geringerer Qualität«
entstehen mittlerweile in Libyen, ha-
ben die Aufklärer der Bundesregie-
rung herausgefunden. Die Masse je-
doch stamme aus China. Bestellt per
Internet werden sie frei Haus gelie-
fert. Was soll man tun gegen die Glo-
balisierung?Wieder einmal macht die
Bundesregierung den Bock zum Gärt-
ner und sagt: »Primär ist es Aufgabe
der libyschen Behörden, geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um Lie-
ferketten für die genannten Güter zu
unterbrechen.«

Im Einsatz gegen Mittelmeerflüchtlinge Foto: AFP/Mahmud Turkia

»Die Auswahl der
Auszubildenden
selbst liegt dabei
zunächst in libyscher
Verantwortung.«
Einsatzführungskommando
der Bundeswehr Massengrab Mittelmeer

UN: 2017 schon fast 1000 Tote und Vermisste

Genf. Bei Bootsunglücken auf
dem Mittelmeer sind laut den
Vereinten Nationen seit Anfang
des Jahres 962 Migranten und
Flüchtlinge gestorben oder gelten
als vermisst. Im gleichen Zeit-
raum hätten knapp 43 000
Flüchtlinge und Migranten Euro-
pas Küsten erreicht, teilte die In-
ternationale Organisation für
Migration (IOM) am Freitag in
Genf mit.
Rund 80 Prozent der Men-

schen seien in Italien an Land ge-
gangen, die restlichen 20 Prozent
in Spanien und Griechenland,
fuhr die IOM fort. Tausende von

ihnen seien aus Seenot gerettet
worden. Die große Mehrheit der
Menschen stamme aus afrikani-
schen Ländern, sie hofften auf ein
Leben in Europa frei von Armut
und Gewalt.
Unterdessen könnte sich laut

dem Flüchtlingshilfswerk UNHCR
ein neues schweres Unglück im
Mittelmeer ereignet haben. Zeu-
gen hätten von einer Tragödie mit
100 Toten und Vermissten be-
richtet. Das mutmaßlich verun-
glückte Schiff sei in Libyen in See
gestochen und habe Kurs auf Ita-
lien genommen. Die Aussagen
seien noch unbestätigt. epd/nd
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Festnahme von Assange hat »Priorität«
Medien berichten über Vorbereitung einer Anklage gegen den Wikileaks-Gründer durch die US-Justiz

Justizminister Jeff Sessions hat die
Verhaftung von Julian Assange so-
wie den Kampf gegen die Veröf-
fentlichung von Staatsgeheimnis-
sen zu einer »Priorität« der neuen
US-Regierung erklärt.

Washington. »Wir werden unsere
Anstrengungen gegen alle undich-
ten Stellen verstärken und verstär-
ken diese bereits«, antwortete Jus-
tizminister Jeff Sessions am Don-
nerstag (Ortszeit) inWashington auf
die Frage eines Journalisten, ob As-
sanges Festnahme eine Priorität der
USA sei. Der Minister kritisierte,
dass der Geheimnisverrat ein nie da
gewesenes Ausmaß angenommen
habe. Erfahrene Sicherheitsexper-
ten seien »schockiert über die Zahl
der undichten Stellen. Wann immer

ein Fall eingeleitet werden kann,
werden wir versuchen, die Leute ins
Gefängnis zu stecken«.
Laut einem Bericht der »Wa-

shington Post« haben Staatsanwäl-
te in den vergangenen Wochen an
einem Memo gearbeitet, das An-
klagen gegen Assange und andere
Wikileaks-Mitarbeiter wegen Ver-
schwörung, Diebstahl von Regie-
rungseigentum und Verstößen ge-
gen das Spionagegesetz vorsehe.
Auch andere Medien berichteten
unter Berufung auf nicht nament-
lich genannte Behördenvertreter, es
werde eine Klage gegen Assange
vorbereitet. Das Justizministerium
wollte sich zu den Berichten nicht
äußern.
Assange lebt seit 2012 im Exil in

der ecuadorianischen Botschaft in

London. Damit will der 45-jährige
Australier einer Auslieferung an die
schwedische Justiz entgehen, die
ihn zu Vergewaltigungsvorwürfen
befragen will. Assange spricht von
einem politisch motivierten Verfah-
ren und von einvernehmlichem Sex.
Er befürchtet, dass ihn Schweden an
die USA ausliefert, wo ihm mögli-
cherweise die Todesstrafe droht.
Die Internet-Plattform Wikileaks

hatte im Jahr 2010 ein politisches
Erdbeben ausgelöst, als sie mehr als
250 000 vertrauliche Dokumente
von US-Botschaften in aller Welt
veröffentlichte. Sie enthüllte u.a.
Details über das Vorgehen der US-
Streitkräfte in den Kriegen in Irak
sowie in Afghanistan und machte
auch Dokumente publik, die zei-
gen, wie der US-Geheimdienst NSA

Bundeskanzlerin Angela Merkel
ausspionierte. Im Vorjahr veröffent-
lichte Wikileaks Dokumente aus
dem Präsidentschaftswahlkampf
der US-Demokraten, die der Kan-
didatin Hillary Clinton schadeten.
Die US-Geheimdienste werteten
dies als von Russland gesteuertes
Vorgehen, das dem heutigen Präsi-
denten Donald Trump helfen sollte.
Im März brachte Wikileaks die

CIA in Verlegenheit: Die Plattform
enthüllte eine zweifelhafte Cyber-
spionage-Technik, mit der sich die
CIA Zugang zu Smartphones und
Fernsehern verschafft, um die Ge-
räte zum Abhören zu nutzen. Der
neue CIA-Chef Mike Pompeo be-
zeichnete Wikileaks vergangene
Woche als »feindlichen Geheim-
dienst«. AFP/nd

NACHRICHTEN

Grüner Özdemir stellt
Bedingungen für
mögliche Koalitionen
Berlin. Grünen-Chef Cem Özde-
mir hat rote Linien für eine mög-
licheKoalitionmitUnion, SPDoder
der LINKEN nach der Bundestags-
wahl formuliert. »Wir stehen nicht
zur Verfügung für eine veraltete
Industriepolitik. Wenn die SPD
sagt »Klimaschutz können wir uns
nicht mehr leisten« und den Koh-
leausstieg verweigert, dann wer-
denwir dafür nicht zu haben sein«,
sagte Özdemir in Stuttgart. Rot-
Grün ist offiziell die Lieblingskoa-
lition der Grünen-Spitze, hat aber
laut Umfragen derzeit keine Chan-
ce. Rechnerisch wahrscheinlicher
sind Dreierbündnisse. Mit der
CDU/CSU werde er keinen Koali-
tionsvertrag unterschreiben, in
dem nicht die »Ehe für alle«, also
die Ehe für gleichgeschlechtliche
Paare, oder ein modernes Einwan-
derungsgesetz stehe. »Mit unswird
es auch keinen Koalitionsvertrag
geben, in dem die Obergrenze für
Flüchtlinge drinsteht.« An die Ad-
resse der Linkspartei sagte der Par-
teichef: »Mit uns gibt es kein Rum-
deuteln an der Europapolitik.
Wenn die Linkspartei die euro-
päische Ausrichtung oder wirt-
schaftliche Vernunft infrage stellt,
sind die Gespräche sehr schnell zu
Ende.« Die Grünen liegen derzeit
in den Umfragen zur Bundestags-
wahl im September bei desolaten
sechs bis acht Prozent. Vor vier
Jahren erreichten sie 8,4 Prozent.
»MeinAnspruch ist, die Grünen zur
drittstärksten Fraktion im nächs-
ten Bundestag zu machen«, sagte
Özdemir. dpa/nd
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Bankenkritiker wollen 95
Thesen anschlagen
Wittenberg. Bankenkritiker wen-
den sich nach Art des Reformators
Martin Luther (1483-1564) mit 95
Thesen gegen das moderne Fi-
nanzwesen. Initiator eines entspre-
chenden Aufrufs ist der LINKE-Po-
litiker André Brie. Unter der Über-
schrift »Banken zu Pflugscharen.
Gemeinsam wider die Herrschaft
der Finanzmärkte« wird unter an-
derem gefordert, das Finanzsystem
unter demokratische Kontrolle zu
stellen. Mit dem Titel wird auch auf
das Motto »Schwerter zu Pflug-
scharen« der DDR-Friedensbewe-
gung von Anfang der 1980er Jahre
angespielt. Am Sonntag sollen die
95 Thesen zum Finanzsektor in
Wittenberg vorgestellt werden. Mit
dabei sind neben Brie auch LINKE-
Politiker Gregor Gysi und der Prä-
sident des Humanistischen Ver-
bandes und Urgestein der Grünen,
Frieder-Otto Wolf. Bries Thesen
werden nach eigenen Angaben bis-
her von 95 Politikern, Wissen-
schaftlern, Theologen und Künst-
lern unterstützt. Dazu zählen ne-
ben Gysi und Wolf unter anderem
der thüringische Ministerpräsident
Bodo Ramelow (LINKE), der Wirt-
schaftswissenschaftler Rudolf Hi-
ckel und der frühere Regierungs-
sprecher der Schröder-Regierung,
Uwe-Karsten Heye. epd/nd


